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Achte Satzung  
zur Änderung der Satzung 

über die Sondernutzung an Ortsstraßen  
und Ortsdurchfahrten in der Stadt Braunschweig  

(Sondernutzungssatzung)  
vom 19. März 2002 

 
 

Aufgrund des § 10 Nds. Kommunalverfassungsgesetz in der 
Fassung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 28. Febr. 2018 (Nds. 
GVBl. S. 22), § 18 des Niedersächsischen Straßengesetzes 
(NStrG) in der Fassung vom 24. September 1980 (Nds. GVBl. 
S. 359), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
02.03.2017 (Nds. GVBl. S. 48), sowie des § 8 des Bundesfern-
straßengesetzes (FStrG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 28. Juni 2007 (BGBl. I S. 1206), zuletzt geändert durch 
Artikel 17 des Gesetzes vom 14. August 2017 (BGBl. S. 3122), 
hat der Rat der Stadt Braunschweig in seiner Sitzung vom 
4. September 2018 folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel I 
 
 

Die Satzung über die Sondernutzung an Ortsstraßen und Orts-
durchfahrten in der Stadt Braunschweig (Sondernutzungssat-
zung) vom 19. März 2002 in der Fassung der Siebenten Ände-
rungssatzung vom 16. Mai 2017 wird wie folgt geändert: 
 
 

1. § 2 wird um folgende Zf. 5 ergänzt: 
 

„5.  Straßenmusik ohne gewerblichen Charakter in der Fuß-
gängerzone, während der Zeit von 10:00 Uhr bis 21:30 Uhr, 
wenn keine Verstärker- oder Abspielgeräte eingesetzt wer-
den, die Darbietung an einem Standort maximal 30 Minuten 
innerhalb des Zeitraumes zwischen der vollen Stunde und 
der nächsten halben Stunde erfolgt, bei einem Standort-
wechsel ein Abstand von mindestens 200 Metern zum vor-
herigen Standort eingehalten wird, der jeweilige Standort nur 
einmal täglich in Anspruch genommen und ein Abstand von 
mindestens 200 Metern zu genehmigten Sondernutzungen 
in Form von Veranstaltungen eingehalten wird.“ 

 
 

2. § 5 Abs. 1 wird um folgende Buchstaben h) bis k) ergänzt: 
 

„h) die Ausübung von Straßenmusik, die nicht nach § 2 
Nr. 5 erlaubnisfrei ist oder die zwar erlaubnisfrei ist, 
aber im Einzelfall die Verkehrssicherheit beeinträchtigt 
oder Dritte unangemessen belästigt, 

 
i) das Abstellen von Kraftfahrzeugen, Fahrrädern und An-

hängern zum ausschließlichen oder überwiegenden 
Zweck der Werbung (Werbefahrzeuge/Werbefahr-
räder/Werbeanhänger), 

 

j) das Lagern auf öffentlichen Straßen, Wegen und Plät-
zen. Lagern ist das Nutzen eines eingerichteten Rast- 
und Ruheplatzes zum Zweck des dauerhaften Verwei-
lens, wenn hierdurch andere Verkehrsteilnehmer oder 
Anlieger in ihrem Gemeingebrauch eingeschränkt wer-
den, z. B. durch das Abstellen bzw. Ablegen von      
Decken, Flaschen, Behältnissen oder anderer Gegen-
stände im öffentlichen Bereich, durch Lärmen, Anpö-
beln oder Belästigen in sonstiger Weise, oder wenn der 
Abstand des Lagers zu  Warenauslagen oder Eingän-
gen bzw. zuführenden Treppen zu Anliegergrund-
stücken weniger als 2,00 m beträgt. Ein dauerhaftes 
Verweilen ist gegeben, wenn diese Nutzung über ein 
Ausruhen oder eine soziale Interaktion hinausgeht,  
wovon grundsätzlich bei Überschreitung eines Zeit-
raums von 60 Minuten auszugehen ist. 

 
k) das aggressive, das gewerbsmäßige und das organisier-

te Betteln 
Aggressives Betteln liegt vor, wenn angebettelte Per-
sonen nachdrücklich oder hartnäckig angesprochen, 
festgehalten, angefasst werden, ihnen der Weg ver-
sperrt wird, sie bedrängend verfolgt oder durch mas-
sives Auftreten mehrerer Personen belästigt oder 
bedroht werden. 
Gewerbsmäßiges oder organisiertes Betteln liegt ins-
besondere vor, wenn bettelnde Personen z. B. durch 
Dritte erkennbar gelenkt und ihnen Bettelplätze zuge-
wiesen werden, wenn Bettelerlöse erkennbar durch 
Dritte übernommen werden oder wenn bettelnde Min-
derjährige von Erwachsenen beim Betteln überwacht 
werden.“ 

 
3. Folgender § 5 a wird neu eingefügt: 

 
„§ 5 a 

Nicht erlaubnisfähige Sondernutzungen  
 

Eine Sondernutzungserlaubnis wird in der Regel nicht erteilt 
 

a) für das Abstellen von Kraftfahrzeugen, Fahrrädern 
und Anhängern zum ausschließlichen oder überwie-
genden Zweck der Werbung im Sinne des § 5 Abs. 1 
Buchstabe i) dieser Satzung, 

 
b) für das Lagern auf öffentlichen Straßen, Wegen und 

Plätzen im Sinne des § 5 Abs. 1 Buchstabe j) dieser 
Satzung, 

 
c) für das aggressive, das gewerbsmäßige und das or-

ganisierte Betteln im Sinne des § 5 Abs. 1 Buchstabe 
k) dieser Satzung.“ 
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Artikel II 
 

Die Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung im Amts-
blatt der Stadt Braunschweig in Kraft. 
 
Braunschweig, den 13. September 2018 
 

Stadt Braunschweig 
Der Oberbürgermeister 

I. V. 
Leuer 

Stadtbaurat 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit bekannt gemacht. 
 
Braunschweig, den 13. September 2018 
 

Stadt Braunschweig 
Der Oberbürgermeister 

I. V. 
Leuer 

Stadtbaurat 
 
 

Ungültigkeitserklärung 
eines Dienstausweises 

 
Der für die Feuerwehrbeamtin Katrin Voßhagen, Fachbe-
reich 37, mit Datum vom 18.05.2017 ausgestellte Feuerwehr-
dienstausweis Nr.: ID 3977-1 ist entwendet worden und wird 
hiermit für ungültig erklärt. 
 

Stadt Braunschweig 
Der Oberbürgermeister 

I. A. 
Kolle 
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